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über den Entw'urf eines Gesetzes betreffend die Ver- 
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republik Deutschland und Belgien über eine gegenseitig 
zu gewährende Amtshilfe bei der An- und 
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- Drucksache 950 - 


A. Bericht des Abgeordneten Schulze-Pellengahr: 


Der Entwurf eines Gesetzes betreffend die Ver- 
einbarung vorn 28. Mai 1954 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Belgien über die gegen- 
seitig zu gewährende Amtshilfe bei der An- und 
Abmusterung von Seeleuten wurde in der 63. Ple- 
narsitzung des Deutschen Bundestages am 17. De- 
zember 1954 zur weiteren Bearbeitung an den Aus- 
schuß für Verkehrswesen überwiesen. Der Aus- 
schuß hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
14. Januar 1955 eingehend beraten und einstimmig 
beschlossen, ihn unverändert in der Fassung der 
Drucksache 950 anzunehmen. 

Im allgemeinen darf auf die schriftliche Be- 
gründung zum Gesetzentwurf — Drucksache 950 — 
Bezug genommen werden. 

Die am 28. Mai 1954 in Brüssel Unterzeichnete 
Vereinbarung erleichtert die An- und Abmuste- 
rung von Seeleuten in Häfen, in denen keine Kon- 
sulate als Seemannsämter im Ausland ansässig 
sind. Die Vereinbarung trägt damit im Interesse 
beider vertragschließenden Staaten dazu bei, die 
Abfertigung der Schiffe und die An- und Ab- 
musterung von Seeleuten zu beschleunigen und 
sicherzustellen, daß auch an kleinen Hafenplätzen 
die Musterrolle des Schiffes mit der tatsädilichen 


Zusammensetzung der Besatzung in Übereinstim- 
mung gebracht werden kann. Zugleich wird den See- 
leuten durch Eintragung der Abmusterung in das 
Seefahrtbuch der Nachweis erleichtert, der Besat- 
zung eines Schiffes angehört zu haben, das in 
einem Hafen des anderen Staates liegt. Dieser 
Nachweis ist Voraussetzung für die Anerkennung 
des Seefahrtbuchs als Paßersatz bei Reisen vom 
und zum Schiff über die Landgrenzen oder auf 
dem Luftweg, 

Da die Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 
weder Amtshandlungen ausländischer Behörden 
bei der An- und Abmusterung auf Sdiiffen unter 
der Flagge der Bundesrepublik Deutschland kennt 
noch Behörden in der Bundesrepublik Deutschland 
die Befugnis gibt, für Besatzungen von Schiffen 
unter fremder Flagge tätig zu sein, kann die Ver- 
einbarung nicht als Verwaltungsabkommen an- 
gesehen werden. Es bedarf daher eines Gesetzes, 
um die Zustimmung herbeizuführen und die Ver- 
einbarung zu deutschem Recht zu erheben. 

Bonn, den 14. Januar 1955 

Schulze-Pellengahr 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 950 — unverän- 
dert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 14. Januar 1955 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Schulze-Pellengahr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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